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Der Verein gegen Rechtsmißbrauch e.V. führte am 30. 11.2012 die 
erste Informationsveranstaltung in Plauen durch. Th ema: „Ist die 
Bundesrepublik Deutschland ein Rechtsstaat?“ Ort de r Veranstaltung 
war das Hotel Dormero. Trotz widriger Witterungsbed ingungen war 
die Veranstaltung sehr gut besucht. 

Der Vorsitzende Horst Trieflinger zitierte den ehem aligen Richter 
am Oberlandesgericht Köln, Dr. Egon Schneider, der kurz und knapp 
formulierte, woran man den Rechtsstaat erkennt, näm lich dass 
„auch der Staat dem Recht unterworfen ist, deshalb heißt er 
Rechtsstaat.“ Der Vorsitzende Trieflinger belegte a n Beispielen, 
dass sich die Rechtsprechung häufig nicht an die ge setzlichen Vor-
schriften und gar nicht so selten auch nicht an ihr e eigene, zu-
treffende Rechtsprechung hält. Als besonders schwer wiegend be-
zeichnete er den Verstoß gegen den Anspruch auf das  rechtliche Ge-
hör (Artikel 103 Abs. 1 Grundgesetz). Danach ist de r Richter ver-
pflichtet, die entscheidungserheblichen Vorträge de r Parteien im 
Urteil zu behandeln und zu bewerten. Dreiviertel al ler Verfas-
sungsbeschwerden rügen diesen grundgesetzlichen Ver stoß. Beschwer-
den gegen Richter wegen Erlass eines Fehlurteils we rden vom Ge-
richtspräsidenten fast ausschließlich zurückgewiese n, ohne dass 
auf die Argumente eingegangen wird. Die Folge ist d er mehr als be-
denkliche Zustand unserer Rechtsprechung. Auch für sie gilt: Un-
kontrollierte Macht korrumpiert.

Da die Dienstaufsicht über Richter fast vollständig  versagt, 
schlug der Vorsitzende vor, die Dienstaufsicht den Gerichtspräsi-
denten zu entziehen und sie, wie in Schweden, auf e inen unabhängi-
gen Justizombudsmann zu übertragen. Wenn der Richte r weiß, dass er 
seine rechtsfehlerhafte Entscheidung rechtfertigen muss, dann ist 
anzunehmen, dass er sich mehr als bisher bemühen wi rd, gesetzes- 
und rechtstreuer zu entscheiden.

Ein weiterer Punkt behandelte die vielen richterlic hen Nebentätig-
keiten. Der Öffentlichkeit ist kaum bekannt, dass e in beträchtli-
cher Prozentsatz der Richter(innen) Nebentätigkeite n ausübt als 
Treuhänder für Banken und Versicherungen, als Schie dsrichter bei 
Streitigkeiten zwischen Großunternehmen, als Leiter  von betriebli-
chen Einigungsstellen, als Abgeordnete in Kommunalp arlamenten und 
Kreistagen und als Vortragsredner zum Beispiel bei Banken und Ver-
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sicherungen. Diese Nebentätigkeiten können, das erg ibt sich aus 
der Natur der Sache, in der Regel nur in der regulä ren Arbeitszeit 
ausgeübt werden. Diese Aufzählung ist keineswegs vo llständig. 
Teilweise verdienen Richter mit diesen Nebentätigke iten mehr als 
im Hauptberuf. Diese vielen Nebentätigkeiten vertra gen sich nicht 
mit der ständig wiederholten Behauptung der Richter schaft, sie sei 
mit Arbeit überlastet.

Die Politik, so der Vorsitzende, wäre verpflichtet,  die vorgenann-
ten Missstände in der Dritten Gewalt abzustellen. O b sie dazu aber 
bereit ist, scheint zweifelhaft. Bisher haben die i m Bundestag 
vertretenen Parteien dem Verein hinsichtlich der Ei nführung des 
Justizombudsmannes eine Absage erteilt. Gleiches gi lt für die Un-
tersagung der vorgenannten richterlichen Nebentätig keiten, die 
nicht nur richterliche Arbeitskraft zweckentfremdet , sondern auch 
zu Interessenkollisionen führen können. Die Lebense rfahrung bestä-
tigt, dass ein Richter, der nebenher Treuhänder für  eine Bank ist, 
nicht mehr unparteiisch über Banksachen urteilen ka nn. Dies gilt 
besonders dann, wenn er über einen Rechtsstreit zu entscheiden 
hat, bei dem eine Partei die Bank ist, für die er a ls Treuhänder 
tätig ist.

Als weitere Verbesserungen für die Arbeit der Justi z nannte er, 
dass Richter(innen) nur noch auf Zeit zu ernennen s ind, denn wer 
in der Demokratie Macht ausübt und dies tun Richter (innen), dürfte 
dies nur auf Zeit tun. Auch sollten Juristen nicht mehr von der 
Schulbank weg auf die Richterbank versetzt werden, sondern sie 
sollten aus erfahrenen Anwälten, Verwaltungs- und W irtschaftsju-
risten und Rechtsprofessoren rekrutiert werden.

Hinsichtlich der Anwaltschaft regte er an, den Anwa ltszwang im In-
teresse der Rechtsuchenden zu lockern.

Vorbereitend auf die Veranstaltung wurden vorzugswe ise in Plauen 
5000 Flugblätter an die Haushalte durch VGR-Mitglie der und Sympa-
thisanten des VGR verteilt. Kontakt:
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Horst Trieflinger, Vorsitzender, Dietrich Klug, VGR-Mitglied in Plauen
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